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Patientenautonomie?

KI-Systeme unterstützen und 
ersetzen nicht nur Medizi-

ner*innen, sie berühren auch 
die Selbstbestimmung von 

Kranken. Ihr klinischer Ein-
satz könne »eine potenzielle 

Bedrohung im Hinblick auf die 
gesetzlich vorgeschriebene 

Patientenaufklärung und -ein-
willigung darstellen«, schreibt 

das Max-Planck-Institut für 
Sozialrecht und Sozialpolitik. 

In einer Pressemitteilung 
vom 19. Februar weist das 

Institut auf eine Untersuchung 
des Rechtswissenschaftlers 

Christian Günther hin. Das 
Recht spiele »eine zentrale 

Rolle bei der Steuerung neuer 
Technologien«, sagt Günther.  
»Vier spezifische Probleme« 

hat der Jurist identifiziert. 
Erstens erzeuge der Einsatz 

von Künstlicher Intelligenz 
in der Medizin »ein gewisses 

Maß an Unsicherheit«, das 
auch auf den »Schwierigkei-

ten bei der wissenschaftlichen 
Überprüfung dieses Wissens« 

beruhe. Zweitens könnten 
»ethisch bedeutsame Ent- 

scheidungen« von der KI rela-
tiv unabhängig getroffen wer-

den, »ohne wesentliche Ein-
bindung der Patient*innen«; 

deren Fähigkeit, rationale 
Entscheidungen zu treffen, 

könne »erheblich beeinträch-
tigt« werden. Viertes Pro

blem: »Patient*innen könnten 
Schwierigkeiten haben, ange-

messen zu reagieren, wenn 
nicht offensichtlich ist, dass 

menschliche Expertise durch 
KI ersetzt wurde.«

Wie Politik diesen Heraus-
forderungen begegnen und 

gesetzliche Regelungen 
weiterentwickelt werden 

könnten, »um sowohl den 
technologischen Fortschritt zu 

fördern als auch die Rechte 
von Patient*innen zu wahren«, 

beschreibt Günther in seiner 
englischsprachigen, über 430 

Seiten dicken Studie. Sie kann 
online gratis gelesen werden:

https://www.nomos-elibrary.de/ 
de/10.5771/9783748948919/ 
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Medizin und Künstliche Intelligenz
Papier der Bundesärztekammer sieht »Chancen und Risiken«

KI könne Ärzt*innen dabei unterstützen,  
»Informationen zu bündeln, sie von repetitiven 
Tätigkeiten zu entlasten und so mehr Raum 
für den Arzt-Patienten-Kontakt zu schaffen«, 
betonte  BÄK-Präsident Klaus Reinhardt, als 
er die Stellungnahme im Februar bekanntgab. 
Reinhardt sagte aber auch, dass KI »ethische 
Anforderungen an die ärztliche Tätigkeit« stelle –  
etwa die Plausibilität der diagnostischen Vor-
schläge durch KI sachkundig zu überprüfen. 
Diese Notwendigkeit steht ausdrücklich auch 
in der Stellungnahme, die erklärt: »KI kann die 
ärztliche Tätigkeit unterstützen, aber die Ver-
antwortung für Diagnostik, Indikationsstellung 
und Therapie ist stets ärztliche Aufgabe und 
darf nicht an ein KI-System abgetreten werden.« 
Ärztliche Behandlung basiere »nicht allein auf 
Sachwissen, sondern es fließen biographische 
Aspekte des Patienten sowie emotionale und 
psychische Faktoren in Diagnose- und Therapie
entscheidungen ein«. Bevor ein KI-System 
im Rahmen einer medizinischen Behandlung 
genutzt werde, müssten Ärzt*innen sich »mit der 
Funktionsweise und den rechtlichen Rahmenbe-
dingungen des Einsatzes vertraut machen« – rat-
sam auch mit Blick auf mögliche Haftungsrisiken.

Diskussion beim Ärztetag? 

Von zentraler Bedeutung ist es laut Stellung-
nahme, dass im Rahmen ärztlicher Aus-, Weiter- 
und Fortbildung »Kompetenzen zu digitalen 
Anwendungen und KI« verstärkt vermittelt 
werden – Begründung unter anderem: »Um 
fehlerhafte Diagnose- und Therapieempfehlun-
gen zu vermeiden und z.B. ein unreflektiertes, 
›blindes‹ Vertrauen in KI-generierte Diagnose- 
und Therapievorschläge (›Automation Bias‹) zu 
verhindern, müssen Ärzte über mögliche Fehler 
und Verzerrungsrisiken informiert sein.« Damit 
Mediziner*innen die Expertise zur Überprüfung 
der Plausibilität von KI-generierten Empfehlun-
gen überhaupt haben können, müssten »weiter
hin ausreichend KI-unabhängige Kenntnisse 
und Fertigkeiten vermittelt« werden – dies auch, 
»um der Gefahr eines schleichenden Verlusts 
von Erfahrungswissen und entsprechenden 
Fähigkeiten durch routinemäßigen Einsatz von 
KI entgegenzuwirken«.

Der BÄK-Vorstand sieht KI in der Medizin 
als »Schwerpunktthema«, die von ihm beschlos-
sene Stellungnahme soll »zur Stärkung der 
ärztlichen Perspektive« beitragen – und auch 
eine Diskussionsgrundlage für den nächsten 
Deutschen Ärztetag sein, der Ende Mai in Leip-
zig stattfinden wird.  � Klaus-Peter Görlitzer  

Durch vermehrten Einsatz von KI werden 
sich das Gesundheitswesen und »insbe-
sondere die ärztliche Tätigkeit« verändern. 
Orakelt der Vorstand der Bundesärzte-
kammer (BÄK) im Vorwort zur Stellung-
nahme »Künstliche Intelligenz in der 
Medizin«, die er im Januar beschlossen hat. 
Das Papier, erarbeitet vom Wissenschaftli-
chen Beirat der BÄK, gibt einen Überblick 
über aktuelle KI-Anwendungen, benennt 
»Chancen und Risiken« und skizziert auch 
Herausforderungen für Ärzt*innen.

Die Anwendung von KI in Krankenhäusern 
und Arztpraxen »birgt Möglichkeiten, den 

Diagnoseprozess für Patienten zu beschleunigen, 
Schnittstellen zu reduzieren und die Behand-
lungsqualität zu verbessern«, heißt es in der 
14-seitigen Stellungnahme, die am 21. Februar 
im Deutschen Ärzteblatt veröffentlicht wurde. 
»Gesundheitsdaten, wie z.B. Bildgebungsdaten, 
Monitoringdaten aus dem klinischen Routine-
betrieb oder Genomsequenzen, können mittels 
KI effizient analysiert und interpretiert werden, 
was neue Möglichkeiten in der Diagnostik, 
Therapieentscheidung, Prognose und auch der 
Entwicklung neuer Therapien eröffnet.«

Neben Unterstützung bei Diagnostik und 
»Interventionsplanung« werden KI-Systeme 
in Kliniken auch für organisatorische Zwecke 
genutzt, laut BÄK-Stellungnahme in Bereichen 
wie »Dokumentation, Entlassungsmanagement, 
Dienst- und Versorgungsplanung, Steuerung von 
klinischen Pfaden und Patientenströmen, Sicher-
heits- und Qualitätsmanagement sowie Control-
ling«. So genannte Large Language Models (LLM)  
wie ChatGPT würden ebenfalls längst eingesetzt, 
etwa »zur vorbereitenden Patientenaufklärung, 
zum Entwerfen von Arzt-Entlassungsbriefen 
oder zur Informationsrecherche«.

»Ethische Anforderungen«

Bei haus- und fachärztlichen Praxen könne 
KI zur »Arbeitsentlastung« beitragen, die Unter-
stützung mittels KI bei administrativen Tätig-
keiten werde erprobt. Eingesetzt werden könne 
KI auch für Zwecke wie Monitoring, Beratung, 
Vorsorge und Einschätzungen von Risiken. Bei-
spielsweise könnten »von Patienten aufgezeich-
nete und zur Verfügung gestellte Vitalfunktio
nen und Gesundheitsparameter« KI-gestützt 
mitgenutzt werden – zum Beispiel »zur Über-
wachung, Beratung und Therapiesteuerung von 
häufigen und kostenintensiven Erkrankungen 
wie Diabetes, Adipositas oder Depression«.
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